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wird der Vergütung für dieses Erzeugnis der tatsäch­
liche Benutzungszedtraum zugrunde gelegt.

(2) Die Festsetzung einer Vergütung erfolgt auf der 
Grundlage des beschriebenen Nutzens unter Berück­
sichtigung der für vergleichbare Leistungen nach den 
Bestimmungen dieser Durchführungsbestimmung ge­
zahlten Vergütungen.

(3) Ist der Nutzen nur zu einem Teil in Geld meßbar, 
so ist für den verbleibenden Teil die Vergütung gemäß 
Abs. 2 festzusetzen und mit der berechneten Vergütung 
zu addieren. Die Vergütungshöchstbeträge dürfen nicht 
überschritten werden.

§4
Vorvergütung

(1) An die Vergütungsberechtigten ist eine Vorver­
gütung zu zahlen, die auf die gesamte Vergütung ange­
rechnet wird.

(2) Als Vorvergütung ist die gesamte Vergütung zu 
zahlen, wenn die zu erwartende Vergütung bei einer 
vereinbarten Neuererleistung gemäß § 13 Ziff. 2 der 
Neuererverordnung oder bei einem Neuerervorschlag 
500 M und bei einer Erfindung 1 000 M nicht übersteigt. 
Übersteigt die zu erwartende Vergütung diese Beträge, 
so ist V.o der zu erwartenden Vergütung als Vorver­
gütung zu zahlen; bei vereinbarten Neuererleistungen 
gemäß § 13 Ziff.'2 der Neuererverordnung und bei 
Neuerervorschlägen sind jedoch mindestens 500 M, bei 
Erfindungen mindestens 1 000 M zu zahlen. Ist bei kol­
lektiven Leistungen durch diese Zahlung ein ausrei­
chender materieller Anreiz nicht gewährleistet, dann 
kann jedes KollektivmitgUed eine Vorvergütung bis zu 
250 M unter Berücksichtigung der insgesamt zu erwar­
tenden Vergütung erhalten.

§5
Zwischenvergütung

Vor Ablauf der Frist zur Zahlung des Restes der 
Vergütung können an die Vergütungsberechtigten Zwi­
schenvergütungen gezahlt werden, wenn die Höhe der 
zu erwartenden gesamten Vergütung das rechtfertigt 
und kein unvertretbar hoher Aufwand damit verbun­
den ist. Werden Zwischenvergütungen gezahlt, dann 
sollen die Zahlungen jeweils nach Ablauf von min­
destens 3 Monaten erfolgen. Zwischenvergütungen er­
folgen auf der Grundlage des bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen gesellschaftlichen Nutzens. Sie sind auf 
die gesamte Vergütung anzurechnen.

§ 6
Erhöhung der Vergütung

(1) Die Leiter der Betriebe können, unabhängig von 
den festgelegten Vergütungshöchstbeträgen, die Vergü­
tung bis zum Dreifachen erhöhen, wenn das für eine 
leistungsgerechte materielle Anerkennung der Leistun­
gen der Neuerer und Erfinder erforderlich ist. Voraus­
setzung für eine solche Erhöhung ist eine besondere Be­
deutung der Neuerung oder Erfindung. Diese Bedeutung 
kann insbesondere durch die vorrangige Lösung von 
Aufgaben begründet sein, die volkswirtschaftliche oder 
betriebliche Schwerpunkte betreffen. Sie kann sich auch 
im Vorliegen eines beispielgebenden Einsatzes, insbe­
sondere bei der Entwicklung der kollektiven Neuerer­
tätigkeit, ausdrücken. Die zuständigen gewerkschaft­
lichen Leitungen haben das Recht, Vorschläge zur Er­
höhung der Vergütung zu unterbreiten.

(2) Zur wirksamen Orientierung der Initiative der 
Werktätigen auf vordringlich zu lösende Schwerpunkte 
können die Leiter der Betriebe im Einvernehmen mit 
den zuständigen gewerkschaftlichen Leitungen und mit 
Zustimmung des jeweils übergeordneten Organs Fest­
legungen treffen, mit denen den Neuerern eine weitere 
Erhöhung der Vergütung gewährt wird.

§7
Erstattung von Aufwendungen

(1) Den Neuerern und Erfindern entstandene Aufwen­
dungen sind in Geld zu erstatten. Aufwendungen sind 
Arbeitszeit außerhalb der gesetzlichen Arbeitszeit, die 
von\den Neuerern und Erfindern zur Erarbeitung von 
vereinbarten Neuererleistungen gemäß § 13 Ziff. 1 der 
Neuererverordnung und bei der Überleitung von ver­
einbarten Neuererleistungen gemäß § 13 Ziff. 2 der 
Neuererverordnung, von Neuerervorschlägen sowie von 
Erfindungen aufgewendet, sowie Material, das von den 
Neuerern und Erfindern bereitgestellt wurde. Aufwen­
dungen müssen nachgewiesen werden. Aufwand an Ar­
beitszeit darf den für vergleichbare Arbeiten innerhalb 
der Arbeits- oder Dienstaufgaben durchschnittlich er­
forderlichen Lohnaufwand nicht überschreiten. Der Zeit­
aufwand für die schöpferische Lösung des Problems 
bei einer vereinbarten Neuererleistung gemäß § 13 
Ziff. 2 der Neuererverordnung oder einer Erfindung so­
wie für die Lösung der Aufgabenstellung bei einem 
Neuerervorschlag wird nicht erstattet.

(2) Aufwendungen, die im Zusammenhang mit Neue­
rervorschlägen und Erfindungen entstanden sind, wer­
den im Fall der Benutzung des Vorschlages oder der 
Erfindung vom erstbenutzenden Betrieb erstattet.

(3) Aufwendungen, die in Erfüllung von Neuererver­
einbarungen entstanden sind, werden von dem Betrieb 
erstattet, der die Neuerervereinbarung abgeschlossen 
hat. Sie werden gezahlt
1. nach Annahme der vereinbarten Neuererleistung ge­

mäß § 17 Abs. 1 der Neuererverordnung oder
2. nach Aufhebung einer Neuerervereinbarung oder 

nach Rücktritt von der Neuerervereinbarung gemäß 
§ 16 Abs. 5 der Neuererverordnung. Erfolgt die Auf­
hebung der Neuerervereinbarung auf Begehren des 
Betriebes, oder erklärt der Betrieb den Rücktritt, 
dann wird den Neuerern und Erfindern auch die bis 
zu diesem Zeitpunkt für die schöpferische Lösung 
aufgewendete Zeit erstattet.

§ 8

Zahlungsfristen
(1) Für die Zahlung der Vergütung für Neuerungen 

und Erfindungen gelten die folgenden Zahlungsfristen:
— Die Vorvergütung gemäß § 4 dieser Durchführungs­

bestimmung ist unverzüglich nach Benutzungsbeginn, 
spätestens innerhalb einer Frist von 2 Monaten, vom 
Tage des Benutzungsbeginns an gerechnet, zu zah­
len. Werden vereinbarte Neuererleistungen gemäß 
§ 13 Ziff. 2 der Neuererverordnung, Neuerervor­
schläge oder Erfindungen in Unterlagen der Produk­
tionsvorbereitung oder in Projekte aufgenommen, 
so kann die Vorvergütung bereits nach Bestätigung 
dieser Unterlagen gezahlt werden.

— Der Rest der Vergütung ist innerhalb einer Frist 
von 2 Monaten nach Beendigung des ersten Benut­
zungsjahres zu zahlen. Ist die Benutzungsdauer kür-


